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Die vcrkehrspolitische Diskussion innerhalb der Bundesrepublik Deutschland droht sieh am 
Thema Liberalisierung und Harmonisierung festzubeißen und ,-or den in Europa wirtschaftlkh 
aber auch re<:htlkh gescharrenen 1lltsachen die Augen zu verschließen. Denn Europa, genauer 
gesagt, die Europäische Winselw fl$gemeinschaft, ist längst RealiUU geworden. Vom gesamten 
Außenhandel der Bundesrepublik Deutschland, der 1985 die 1.000 Milliarden DM-Grenze übtr­
schritten hat, entfielen gu t 480MilliardenDM auf Ex- und Importe mit den übrigen 11 00-
Mitgliedstaaten. In den letzten 20 Jahren dUrfte der Außenhandel mit der EG um gut 1.000 -;, 
gestiegen scin und damit fast doppelt so schnell wie das WaChstum des gesamten Außenhandels 
und das Wachstum des Bruttosozialprodukts der Bundesrepublik Deutschland. Diese Zahlen 
unterstreichen meines Erachtens eindrucksvoll die Bedeutung des europ:lischen Marktes rUr 
Industrie. und 11andel aber auch ror das Verkehrswesen der Bundcsrepublik Deutschland. 
Europa ist dn Wachstumsmarkt enten Grades. 

Innerhalb des Verkehrsberekhes hat insbesondere der StraßengUterverkehr, der durch seine 
Mobilität und Flexibilität sich für die europäische Integration als besonders geeignet erweist, 
wiederum Uberproportional zugenommen, sowohl in den absoluten Zahlen als auch im 
Modal Spllt, das heißt mit seinem Anteil am gesamten GUter~erkehrstransport volumen. I n abge­
rundeten Zahlen lautet die Entwicklung im einzelnen: Im internationalen GUtertransport ist in 
den letzten 20 Jahren der Anteil der Eisenbahn von 21 auf IJ o;r. zurückgegangen, der Anteil der 
Binnenschiffahrt sank von 33 auf 21 "', die Secschiffahrt verzeichnete einen RUckgang von 38 .,. 
auf 23 IJ" während die Straße als einziger Ikreich von 9';10 aufCber 21 '" ihren Anteil erheblich 
steigern konnte. In absoluten Zahlen ausgedrück! können wir feststellen, daß der Lastkraft .... a· 
gen im grenzüberschreitendcn Verkehr sein Transportvolumen von 25,4 Miot im Jahre 1965 auf 
140Miot im Jahr 1985 steigern konnte. Das entsprich t einer wachstumsmte von 450"'. Betrach­
ten wir im Vergleich tur europ!ischen Entwicklung nun noch abschließcnddie Entwicklung. die 
der Lkw-GUtCTverkehr im nat ionalen Bereich genommen hat: Der GUterfernvcrkehr ~rzeich­
nete in der Bundesrepublik Deutschland in den letzten 20 Jahren ein Wachstum beim ßefOrde­
runpvolumen von 19,3 Mio tauf 12S,3 Miet, das heißt um 60';10. Im gleichen Zeitraum stieg das 
ncförderungsvolumen des Werkfemverkehn von 34Miot auf ca. 125 Mio t, also um mehr als 
260'10. 

Lassen Sie miCh dieses eher verwirrende Zahlenspiel in Grundau:lSagen zU:lllmmenfassen: 

I. Rund 5Oo;r. des Außenhandels der Bundcsrepublik Deutschland vollzieht sich mit den lIMit· 
al iedsländern der EG. 

2. Der grenzllbenchreitende StraßengUtcrverkehr hat in den letzten 20 Jahren um rd. 450 fJI 
lUgenOl1lmen. Volumen mäßig hit er 1985 die im Binnengllterfernvcrkehr beförderte Menge 
bereits Uberschritten. 
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3. Im ßinneßgDterrern~rkchr belrug das Wachstum in den letzten 2(} Jahren nur 60"" 1m 
\\'erkfcrnverkchr dagegen 260~. Oo:r Werkfernverkehr haI im übrigen auch absolut fast das 
VQlumen des ,~crblichcn OOlcrfcrnvcrkchrs erreicht. 

Die Frage nach den Gründen der unterschiedlichen Eßt wid:Jung auf den GÜlcrvcrkchrsm:trklcn 
filhrt Z'oO"ilngs1.:lufig w einer krilisthen Auscinandcrscuung mit der deutschen Verk.chrsmarkt. 
ordnung. An dieser Stelk: mOChte ich den Vorsitzcnden des Ausschusses für Verkeht des I)c,U!­
sehen Bundestags, Herrn KQ,'-J1e;n~ ummric:h, Ulieren: "Der Gesetzgeber woLhe der Bundes_ 
bahn Aankcnschutz~geben durch eine Eindämmuß' des GU1~rkchrs auf den Straßen. Diesem 
Ziele dient die u.h1enmIßige !3eKhrlnkung der Konzessionen für den gt'Anblichen Gilterfern. 
,"Crkehr und der strenge Thrif:twang, der dazu gefUhrt hat, daß im Bundesgebiet ein im Vergleich 
zu anderen Industriestaaten hohes ßefOrderung.spreisnivcau maßgebend ist mit der r'Olgc einer 
riesigen Ausweitung des Werkfernvcrkehrs. Die Bundesbahn konnte freilich durch dieses System 
nicht vor dem wirtschaftlichen Niedergang bewahrt werden!' 

In der Analyse der Beschreibung des Sachvcrhnlts stimme ich mit Herrn ummrich durchaus 
libertin. An gleicher Stelle meinte allerdings Herr ummrich auch darauf hinweisen tu müssen, 
daß fUr die Probleme der Verkehrspolitik keine LOsungen in Sicht seien, Dieser Ansicht bin ich 
allerdings nicht, sonder~ es gibt LOsungen, und es muß sie sch lich tweg geben. Sie zu realisieren, 
erfordert jedoch Mut und Bereitschaft. .50 Jahre Marktordnungspol itik, die eine Vielzahl von 
Problemfeldern geschaffen und ihr Ziel, wie soeben zitiert, verfehlt hat, aufzugeben. 

FlIr einen außenstehenden Betrachter muß es schon erhebliche Verständnisschwierigkeiten 
geben, daß die marktwirtschaftliehe Wirtschaftsordnung der ßundesrepublik Deutschland filr 
den Verkehrssektor weitgehend außer Kraft geseu.t wurde. Statt dessen gibt es ein Marktord. 
nungssystem, das 1. mit admin istrierten Preisen, die ludern mit dem hOheitlichen Etikett der 
Marktgereclltheit versehen werden, Kontingenten und Konzessionen sowie sta:1I1icher Prüfin­
stanzen, den Verkehrsscktor von der Wettbewcrbswirtschaft abschirmt, bzw. 2. durch staatliche 
Monopolbetriebe, wie bei Bahn, Post und Luftfahn, den Markt beherrscht, bzw. 3. wie in der 
Sccschirfahrt Kartel1e duldet, die Preise und Bedingungen festlegen. 

Dieses S)'$tem von Regullerungen lOSt eine lIanU Reihe von Folgen aus, die sehr unterschiedlich 
auf Wettbcll'erbschancen und Wettbcwerbsfähigl:eit der am Verkehr beteiligten Unternehmen 
wirken. Die Problematik ~nchlrn sich noch dadurch , daß Verkehrsmärkte innerhalb der Staa­
ten der Europaischen Gemeinschaft abweichend voneinander gestaltet sind. freie Verkehrs­
marktordnungen, die sich weitgehend am Wettbewerb orientieren, _rden in 8 Ländern der 
Gemeinschaft praktiziert, wlhrend in der Bunde$republik Deutsehland, in frankreich, Italien 
und Griechenland Reglementierungen und Marktzugangsbc:sc:hrllnkungen vorherrschen. 

Die Auswirkungen der nationalen Verkehrsmarktpolitik und der in Europa voneinander di\'Cr­
gierenden Strukturen aulkrn sich in erheblichen Frachtdisparita!en, Effizienzwrlusten und 
Fehlsteuerungen, die sich keines .... egs nur bei der verladenden Wirtschaft als Frachtuhler 
bemerkbar machen, sondern auch unmittelbar auf die Wettbewerbs- und Lcistungsf1lhigkeit 
aller am Verkehr beteiligten Wirtschaftskreise auswirken. Daß darüberhinaus auch durch unter­
schiedliche Steuerbelastungen, Finandlilfen, Kontrollmechanismen sowie Zulauungsbestim­
mungen kostenwirksame WeUhewerbs\'Crzerrungen sich ergeben, ist in der Diskussion über den 
anstehenden Harmonisierungsbedarf innerhalb Europas bereits hinlänglich öffentlich darge· 
stellt und erörtert worden. 

An einigen Beispielen mOchte ich Ihnen die von mir skizzierten Auswirkungen verdeutlichen : 
InlllndiKhe Frachtraten übersteigen bei allen Verkehrsträgern regelmäßig absolut als auch 'nsbe· 
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sondere im Tonnen-Kilometer_Preis die Frachtpreise des grenzüberschreitenden Verkehrs. Der 
Sachvcrsilindigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung hat ;11 seinem 
Jahresgutachlen die Differenz bekanntlich mit bis zu 40'7, angegeben. Daß dies so ist, HIßt sich 
an folgenden Zahlen ablesen: So kostet der Transport von I t Stahl von Rouerdam [lach Mann_ 
heim 12,- DM fracht. während für den Transport von Duisburg nach Mannheim 21,- DM je 
Tonne geVlhlt ""'erden müssen. Ein weiteres Beispiel, von dem ich weiß. daß es dem Bundesvcr­
kehrsminbterium schwarz auf weiß vorliegt, betrifft den Transport von Sojaschrol. Hier kostet 
der Transport von Utrecht nach Nürnherg 18,SODM pro Tonne, während für die annähernd nur 
halb so lange Beförderungsstrecke VOn Main1. nach NOrnberg 23,- DM pro Tonne zu zahlen 
sind. Das heißt, auf den Tonnen·Kilometer bezogen liegt die inländische Fracht um 165 % höher 
als die grenzüberschreitende ausländische Frachtrate. Ein weiterCli und Ictztes Beispiel, das sow· 
saj:len amtlichen Charakter hat, weil es in einer BundClitagsdrucksache vom Juli diesen Jah res 
wiedergegeben ist. Der Abgeordnete Vr. de IVillr fragt, ob der Bundesregierung bekannt sei, daß 
der Transport von I Tonne Bandstahl von Antwerpen nach Nürnberg 62,78 DM, von Duisburg 
nach Nürnberg aber 79,70DM, und damit ca. 27 % mehr kostet. Die Antwort der Bundesregie­
rung kann insowdt nicht verWUndern, als ihr selbstverständlieh diese Frachtunterschiede 
bekannt sind und sie in diesem Zusammenhang auf die unterSChiedlichen Th.rifsysteme im grenz­
Ilberschrei tenden und nationalen Verkehr hinweist. In seiner Antwort auf die Anfrage fOhrt der 
Bundesverkehrsminister unter anderem dann aus: "Während für die Entgelte des Reichskraftwa. 
genlarifs allein die Marktlageim Binnenverkehr und die wirt:sehaftlichen Verhaltnisse deutscher 
Unternehmer maßgebend sind, mUssen beim deutsch/belgischen StraßengOtertarif die Markt­
verhnltnisse des deutsch-belgischen Verkehrs und auch die Kostensituation belgischer U nterneh­
mer berGeksichtigt werden. Die hier bestehenden Untersehiwe{zum ßeispicl in steuer licher Hin_ 
sicht) spiegeln sich in dem unterschiedlichen Thrifniveau wider". Ich frage mich allerdings, ob 
die Unterschiede von 27 "~ im absoluten Preis bzw. etwa 80 el. bezogen auf den Tonnen­
Kilometer-Satz sich mit den tatsächlichen Unterschieden beispielsweise in steuerlicher Hinsicht 
erkl:trcn lassen. 

Diese Beispiele zeigen bereits, wo allein auf dem Gebiet der Frachtdisparitäten Wettbewerbs­
zwänge fGr deutsche UnternehmeR bestehen. Für so manches Unternehmen stellt sich somit die 
Frage, ob der Standort Bundesrepublik Deutschland angesichts der hohen Vorbelastungen mit 
Frachtraten noch auf Dauer ein geeigRcter und wettbCWl:rbsflihiger Standort ist. Nach den 
Erfahrungen der letzten Jahre dürfte auch keine Hoffnung bestehen, daß im nationalen Bereich 
ohne grundsätzliche Neuorientierung der Verkehrspolitik und einen Abbau der im Vergleich 
zum Ausland e)(istierenden Wenbewerbsvenerrungen eine ",,-esemlichc Änderung bei den festge_ 
slellten Frachtdisparil1l.1en herbeigeführt ",,-erden können. 

ITlsoweit ist ein Hinweis der BnndCliregierung darauf, daß für die an den Beförderungen beteilig­
ten Wirlschaftskreise jederzeit die Möglichkeit besteht, bei der Thrifkommission fUr den GÜler­
fernverkehr oder ihren Verladerausschuß Anträge auf Änderung des Reichskraftwagenlarifs 1.U 
stellen, unbefriedigend, weil lediglich formal, aber ohne Durchschlagskraft. 

Neben den geschilderten erheblichen F,achtdisparitäten, die zu gespaltenen Transportmarkten 
innerhalb Europas geführt haben, je nach dem ob es sich um innerdeutsche oder grenzüber­
schreitende Verkehre handelt, müssen auch die Effizienzverluste und Fehlsteuerungen angespro­
chen werden, die gleichfaUs das Ergebnis einer verfehlten deutschen Marktordnungspolitik sind. 
Das gesetzlich festgeschriebene Ziel dieser Politik ist bekanntlich eine "volkswirtschaftlich sinn­
volle Aufgabenteilung der Verkehrstr3ger". Damit wird deutlich untermichen, daß diese Politik 
ausschließlich eine Verkehrsträger-orientierte Politik darstellt. Eine Anpassung des Angebots 
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der Verkehrsträger an die Nachfrage nach Verkehrsleistungen ist dagegen nicht Bestandteil deut_ 
scher Verkehrsmarktpolitik. 

So muß die Deutsche Bundesbahn beispielsweise auch dort Transportleistungen zu nicht kosten_ 
deckenden Preisen anbieten, wo bei Kostcnpreisen diese Art \"on TranspOrtleistung nicht mehr 
nachgefragt würde. DieThtsachc, daß die Bahn über90 'I. ihres GlItervcrkehrsaufnur40 '10 ihres 
Streckennetzes erbringt, unterstreicht , wie staatliehc Reglementicrungen die Anpassungsbereit­
sehft und die Anpassungsfllhigkeiten vermindern . Überkapazit3ten im rollenden Malerial, im 
Schiener,nctz Und im Pcrsonalbercich sind somit nicht auf eine mangelhafte UnternchmensfUh_ 
rung zurückzufGhren, sondern auf den Sonderstatus der Bundesbahn als 'staatliches Monopol­
untemehmen. Für eine wirtschaftliche BetriebsfGhrung bei diescm Unternehmcn haben sich 
nicht zulent die umfassenden Genehmigungs- und Ein.;lruchsrechte dCli Bundes\'erkehrsmini_ 
steriums als besonderer Prob!embereich dargestellt. Diese Feststellung trifft die Deutsche Bun­
desbank in ihrem Monatsbericht vom August diesen Jah res und sie fGhrt weiter aus ,,die RUck­
sichtnahme auf wirtschafts_, regional- und sozialpolit ische Belange hat die Anpassung an den 
Wandel im Verkehrssektor lange gehemmt:' 

Wie rigoros sich die Verkchrsordnungspolitik von den wirtschafts- und gesclischaftspOlitischcn 
Zielen der Politik der Bundesregierung abgesem hat, ist an der Entwicklung des Werkverkehrs 
festzustellen. Die dargestelltc IIberproponional wachsende Eigenprodllktion von Verkehrslei_ 
stungen durch die Unternehmen der verladenden Wirtschaft ist nur durch dic Rest riktionen im 
gewerblichen Angebot:tu erklären. Die verladende Wirtschaft wird ge:twungen, einen Teil ihrer 
Transportnaehfrage selber zu bcfriedigefl. Verkehrspolitische Eingriffe wic das Verbot, Ladung 
ror Dritte im Wcrkverkehr zu befördern, haben neben höheren Kosten lediglich die Produktiofl 
volkswirtschaftlich sinnloser Lcerfahrten bewirkt . Die daraus resultierende Energieverschwen _ 
dung und die vermeidbaren Infrastruktur· und Umwel tbelastungen werden trotz gewandelter 
Wertvorstel!ung in dcr Öffentlichkeit in diesen Fragcn von der Politik ohne crkennbare Ändc­
rungsabsichten hingenommen. 

Auch innerhalb des Verkehrsgewerbes müssen wir Fehlstcuerungen und Effi:tienzverlustc als 
Folge staat licher Eingriffe in den Marktprozcß feststellen: Das System von Einheitspreisen im 
gewerblichen GUterfernverkehr führt zu einem verschärften inneren WCllbewerb des Gewerbes, 
der sich darin äußert, daß der fehlende Preiswettbcwerb dureh ein umfassendes Angebot an 
Sonder- und Serviccleistungen ersetzt wird. Vielfach handelt es sich jedoch um einen llbertriebe­
nen Qualit:itSwellbcwerb, der volkswirtschaftl ich nichts anderes darstellt, als die Verschwendung 
knapper Ressoureen. 

Die Kapatitätsregulierungen orientieren sich nicht an dem tatsachlichen Bedarf und der unter­
nehmerischen Investitionsbercitschaft, sondern sie werden hoheitlich festgcsetzt. Zeitliche und 
räumliche Kapazitats_ und Preisdifferenzierungen sind nicht realisierbar. Damit rehlt der markt­
mäßige Druck, das l..cistungsangebot zu vergrößcrn und Kosten zu senken, weil die Verkehrsun­
ternehmen Kostenvorteile nkht zur Verbesseruflg ihrer Wcttbewerbsposition an die verladende 
Wirtschaft weitergeben dUrfen. 

Zusätzlich wird durch staatliche Kontrollorgane die Einhaltung der Marktordnung j\berwacht 
mit der Folge, daß 

1. die frachtzahlenden Unternehmen erhebliche eigene ökonomisch nicht begrGndete admini­
strative Aufwendungen zur Einhaltung der Vorschriften hinnehmen müssen und 
2. Verkehrsunternehmen versuchen, die geseaUchen Beslimmungen zu umgehen, um ihrc 
Marktposition zu verbessern. 
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Es muBdoch hOdlSl nachdenklich stimmen, da6sich mOglichcrweise nicht das kostcnsünstigste 
Verkeh. sunlcrnehmen am Markt durchset:u. sondern dasjenige. das sich am errolgn::ichsttn le­
gal und weniger kgal Ulxr die staatlichen Eingri ffe in den Marklprozeß hinwes.scul. 
lndusuie und Handel tOnnen einer solchen Entwicklung nicht gieichgu ll ig gt&enllbentehen 
oder die Folgen staatlicher Re,ulierung als vernachlbligbare GrOße einstufen. Der Wettbewerb 
auf den Warenm!lrkttn verschlirft skh zunehmend. So. wie deutsche Unternehmen veuuchen, 
:Ou r d. ILten Markten ihre Chance wahrzunehmen, I;cs.:hichl di~ auch umlclo;chn durch ausl:1nui. 
sehe Wcubcwttber auf dem deutschen Markt. Prof<:S$OT Wifleke hat in seiner 1984 ver(lrrenl­
lich ten Untersuchung "Zur Liberalisierung der t.larkwrdnung des Slraßengulervcrkchrs" zu 
reeht dar:mfhingcwiesen, daß die verladende Wirtschaft unter dem Druck eines weil weit immer 
intensiver und naeh Marktse&menten auch differenziert werdenden Wellbewerbs durch die 
dispositiven Behinderungen und Beschränkungen, die Folge des Verkehrsmarktdi riaismus sind, 
hllrter und hinsichtlich des Unternehmenserfolgesentschcidender belanet ist, als dies in der Ver· 
gangenheit mit vergleichsweise größeren Auffang. oder Abwalzungsspie lrllumen der Fall war. 

Es ist also höchste Zc:it, daß etwas geschieht. Es kann nicht länger hingenommen werden, daß 
beispielsweise der ausHlnd ische AnbieteT auf dem deutschen MJrk t allein durch den Transport. 
preis Wenbewerbsvorteile gegenOber seinen dcutschen Konkurrenten erzielt. Das im internatio· 
nalen Vergleich höhere innerdeutsche ßeförderungspreisniveau ist ein eklatantcr Wettbewerbs· 
nachteil fOr die deutsche Wirtschaft. Soweit staat lich bceinnußbare Kostenfaktoren mit urdch· 
lieh dieses Transportpreisniveau beeinnulkn, bedarf es einer raschen Korrektur. Sehr viel 
schwerer wird es jedoch, die erforderli chen Anpassungen im Marktordnungsbereich ~orzuneh· 
men, die meines Erachtens mit mindestens gleicher sachlicher und zeitlicher [ntensitllt betrieben 
werden müssen, wie die Harmonisierung auf fiskalischem Gebiet. Ganz bewußt habe ich zu 
Beginn meines Referates auf die wachsende Bedeutung des gemeinsamen Marktes fUr den 
Außenhandel der ß undesrepublik Deutschland hingcwiesen. Die starke und wachsende außen· 
wirtschaftliche Verpflichtung hat dazu gefü hrt, daß die internationalen Waren.strome auch ent· 
sprechende internationale Verkthrsströme nach sich ziehen. Die nationale Verkehrsmarktord. 
nung wi rd dadurch zunehmend in ihrer Bcdeutuns ausgehöhlt, dennoch wird unverlIndert an ihr 
festgehalten. Von interessierter Seite wird sie auch als in ihren Grundzügen beispielhaft für eine 
europäische Verkehrsmarktordnung bezeichnet. Die Vorstelluns, daß die Güterverkehrsmlrk te 
in Eumpa von der Angcbotsseite her kontingentiert. preislich reglementierlund dann not .... 'CT\di· 
gerweisc auch kontrolliert werden, kann nur Schrrcken hervorrufen. Wir alle kennen die Folgen 
der eurOpäischen Agrarmarktordnung. die zu Oberkapazit!lten gdUhrt hat und kostspielige 
Kontroll· und Interventionsmechanismen erforderlich macht. Diese Erfahrungen können nur 
abschrecken. Die fehlerhafte Entwicklung, die die deutsche VCTkehrsrrtarktordnungspolitik hCT· 
vorgeru fen hat, darf sich nichl in europaischen Dimensionen wiederhokn. 

Aligesichll der Elntwicklung, die die Diskussion Ober die europaische Verkehrsmarktordnuna 
seit dem Urteil des Eump!lischen Gcrichtgshofes vom Mai 1985 genommen hat, bin ich aber 
zuversichtlich, da ß au f mittlere Sicht die wirtschaftliche Vcrnunft die gemeinsame Verkehrspoli· 
tik prllgen wird. 

Eine solche in ihren Gru ndelementen liberale und damit dem Geist der Römischen Vertr!lge ent­
sprechende Verkehrspolitik kann die WettbeY.·erbschancen aus deutscher SiCht entscheidend ver· 
bessern. AnsteHe von Kontingentierungen, d ie ~on ihrer Anlage her immer diskriminierend wir. 
ken lind eine dynamische Elntwicklung der GUlerverkehrsmllrkte durch neue Unternehmen und 
neue Ideen ~erhindern . muß der freie Marktzugang ~erwifklicht werden. Nur mit dem ungehin· 
derten freien ZutTiu ~u den Güterverkchrsmllrkten werden die VorauSSl:tzungen zur Verbcsse· 
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runs der Arbeitsteilung und die erforderlichen Freirllume zur Entfaltung unternehmerischer 
FlI.higb:itCl1 und T:itigkeiten im inllO'r.ltiven und investiven Bereich geschaffen. 

FOr obHgalOri5Che Prrisbildun&Ssystemc: gibt es in einem europäischen Verkehrsmarkt wegen 
ihrer diskriminierenden und wettbewerbsbehindcrnden Wirkung keinen Raum mehr. Der Preis 
muß wieder die Rolle des wichtigsten Akt ionsparameters im Wettbewerbspidcn können. Ich bin 
mir bewußt. daß ich mich mit dieser Aus!a&e 5C hr IChnell dem vordergründigen Vorwurf aus. 
setze, die verladende Wirtschaft wolle nur über eine Liberalisierung niedrigere Transportprci~ 
realisieren. Im marktwirtschaftlichen Sinne verstanden, in eine .so[che Vermutung durchaus 
ZIItreffend.lch m/l<:hteallerdingsdicsc AussagepräUsieren: Es kannder~erladenden Wirtschaft 
nicht zugemutet werden, überhöhte Preise zu uhlen. Sie war und ist aber unver!lndert bereit. für 
die nachgefragte Transportleistung den jeweils angemchenen Preis zu 7.ahlen. 

[n Angebots· und Preisnaibilitllt liegen die großten Chancen für aUe Verkehrsträger, das 
beachtliche Volumen von Werkverkehr dutth gewerblichen \'crkehr zu ersetzen. Dies bedeutet im 
Ubrigen auch. daß Ertrags risiken, die aus elllem sinkenllen llansport prcisni~eau in einem libera. 
[isierten Gtiter~erkehrsmarkt in Europa abgeleitet werden, bei weitem nicht in dem Maße ein tre· 
ten müssen, wie sie zur Zeit in der Öffentlichkeit gdußert werden. 

Ein von Mengen· und Preis reglementierungen frder europliischer Verkehrsmarkt ist natürl ich 
zunächst einmal eine Wunsch~orstel1u n a. Der fü r die Verwirklichung eines gemeinsamen Bin. 
nenmarktes vorgegebene Zc:itrahmen scheint eng, gemessen a n den hohen Ansprüchen der Ziel­
vorgabe und der vorhandenen AusganGssituation. Die Chancen zur Verbesserung der Aufgaben· 
teilung zwischen Wirtschaft und Verkehrsgewerbe wllten jedoch tiber eine schrittweise Deregu. 
lierung ve rbessert und genutzt werden. Der wachsende europäische Markt erfordert eine 
gemeinsame Verkehrspolitik . Die heutige unterschiedliche Politik der Mitg[iedstaaten beein· 
trllchtigt die Effizicnz. die Rentabilit~ t und die Produkti~itat des Vcrkehrsscktors. Durch Abbau 
der vorhandenen Rest riktionen wird auch die Verschwendung knapper Ressourcen vermindert . 
Die Probleme der Staal.seisenbahnen sind, wie wir aus Erfahrung wissen, picht durch Mark tord· 
nungen zu lösen. 

Bevor ich schließe. möchte leh noch eine Aussage Ober das deutsche Verkehrsgewerbe machen. 
Deutsche Verkchrsunternehmen sind kistung,sBhig und technisch ullrl organisatorisch in der 
lage, den verkehrlichen und logistischen Ansprüchen der verladenden Wirtschaft zu entspre· 
chen. Deut5Che Verkehtsunternehmen stellen sich auch dem internationalen Wettbewerb : sie 
sind längst dabei. sich auf dritten Mlirkten ip Europa mit Erfolg zu etablieren. Als Fazit der kriti · 
schen Ausein3ndersetzungen mit der Verpngenhdt und Lehre für die Zukunft des GüterYef"_ 
kehrs in Europa möchte Ich mit einem Zitat aus dem Gutach ten des bekannt kritischen .. " ron· 
berger Kreises" vom 25. No~ember [982 schließen, das nicht nUr mit Blick auf d ie deutsche VCT. 
kehrsmarktforschung feststellt: "Oberall . wo Marktordnungen gehen. herrscht Unordnung und 
nieht OrdnunG des Marktes". 


